
D er Sachverst. h a t w eiter festgestellt, daß das Rech
nungswesen und Belegwesen sehr m angelhaft w ar.
E s fehlten zum  Beispiel E innahm e- und Ausgabebelege. 
A uf den Ausgabebelegen fehlte die Feststellung  der 
sachlichen und rechnerischen Richtigkeit. Die von der 
Finanzrevision in dieser Richtung gegebenen Hinweise 
w urden nicht im m er erfüllt.
Es w urden nicht in allen Fällen W areneingangsscheine 
ausgeschrieben, so daß die M öglichkeit bestand, daß 
Zahlungen fü r  nicht eingegangene W aren erfolgten.
Die M aterialentnahm en w aren nicht im m er belegt, auch
in verschiedenen Zeiträum en n icht gebucht................
Auch die Lohnzahlungen w urden zum Teil nicht ord
nungsgem äß quittiert, fü r Lohnzahlungen 6. 7. 1954 
standen bei der Ü berprüfung noch fünf Quittungen 
offen.
Gezahlte Lohnabschläge und Reisekostenvorschüsse 
w urden nicht überw acht, dadurch w ar auch die Rück
zahlung der Vorschüsse nicht gew ährleistet. Sie standen 
zum  Teil 4—6 Wochen offen.

Die A ngeklagten haben in  einzelnen P unkten  ein Ge
ständnis im tatsächlichen abgelegt, und sich im w esent
lichen dahin eingelassen, daß ihnen wohl diese au f
gezeigten M ängel durch die verschiedenen P rüfungen 
bekannt wurden, daß sie auch verschiedentlich un ter
nommen hätten , die M ängel im  einzelnen abzustellen, 
daß sie aber im übrigen keine A bsicht hatten , den P lan  
zu gefährden und die V ersorgung der Bevölkerung zu 
erschweren, daß sie auch w issentlich Berichte, vor allem 
die Finanzberichte, n icht gefälscht hätten . Sie haben 
in Abrede gestellt, die Änderungen und Radierungen, 
welche auf den in den A kten erliegenden F inanz
berichten vorgenomm en wurden, selbst durchgeführt 
oder auch nur veran laß t zu haben.
D er A ngeklagte K. h a t sich schließlich dahin ein
gelassen, daß er im m er m ehr eingesehen hat, daß er 
dieser A ufgabe nicht gewachsen w ar, und daher auch 
die Stelle als O berbuchhalter nicht h ä tte  an tre ten  dür
fen. E r h a t auch hier einen V orsatz in Abrede gestellt. 
Zusam m enfassend kann  festgeste llt werden, daß der 
VEB (K) Leder in R. seinen Produktionsplan und seinen 
Gewinnplan im  Ja h re  1954 nicht erfü llt hat, und daß 
er m it einem V erlust von fa s t 100 000,— DM und einem 
Ausfall von H aushaltakkum ulationen im Ja h re  1954 
von über 300 000,— DM abgeschlossen hat.
E s is t w eiter festgestellt, daß die an den R a t des 
K reises R. und die N otenbank gegebenen Finanzberichte 
unrichtige Ziffern aufwiesen, gleichgültig ob sie der 
A ngeklagte K. nu r geschätzt hat, wie er ursprünglich 
angab, oder ob er sie zum Teil Buchungen, zum  Teil 
Belegen entnahm , und daß vor allem die Deutsche 
N otenbank w iederholt diese falschen Berichte k ritis ie rt 
hat. Säm tliche Berichte tragen  die U nterschrift des An
geklagten  G. als Betriebsleiter, und des A ngeklagten 
K. als O berbuchhalter.
Schließlich w urde durch die Prüfungsberichte und durch 
das G utachten des Sachverständigen E. noch fest
gestellt, daß am  4. 8. 1954 die Rechnung über 
6208,90 DM an die Orthopädische Industrie in K. h e r
ausgegeben w urde über 378,15 qm gelieferte G alanterie
mappenleder, und daß diese Rechnung durch Einzug
verfahren der Deutschen N otenbank zwecks Gewäh
rung eines Re.-Kredites gegeben wurde.
D er Sachverständige E. h a t dazu festgestellt, daß  der 
Betrieb am  4. 8. 1954 einen B etrag  von 4035,— DM 
Lohnsumme, und 957,63 DM als SV-Beiträge, insgesam t 
also 4992,63 DM benötigte, daß aber dem Betrieb an 
diesem Tage nu r noch der R est eines K redites von 
24 000,— DM in Höhe von 172,26 DM sowie K redit fü r 
in O rdnung befundenen R e.-A uftrag  von 3209,66 DM 
zur V erfügung stand, daß also an  diesem Tage die

gegenständliche Rechnung herausgegeben wurde, ob
wohl nur etw a 150 qm Leder nach K. geliefert wurden. 
Der Betrieb h a tte  näm lich das ganze Q uantum  von 
über 370 qm bereits zur Absendung vorbereitet, die 
O l in K. w eigerte sich aber den gesam ten Posten auf 
einm al zu übernehmen, und bestand auf term ingem äße 
Lieferung. D aher konnte die W are n icht im  vollen U m 
fange zur Absendung gelangen. Obwohl der A ngeklagte 
G. noch am  selben Tage in den N achm ittagsstunden 
nach einem Telefongespräch m it der 01 in K. dies fe s t
gestellt hatte , un ternahm  er nichts, um den Re.-Kredit 
zurückzuziehen,sondern ließ e rs t ein Schreiben an die 
DHZ in W. abgehen, k lä rte  aber der Deutschen N oten
bank gegenüber den w ahren Sachverhalt nicht auf, so 
daß diese den vollen B etrag  von 6208,90 DM zur Ab
deckung der restlichen Lohnforderung und w eiterer 
überfälliger K redite voll zu r V erfügung stellte. D aran 
ändert auch der U m stand nichts, daß nach einigen 
Tagen eine B elastung des R.-Betriebes wieder erfolgte.

Die H andlung des A ngeklagten G. bildet den T atbestand 
eines Verbrechens nach § 1 Abs. I  Ziff. 1 der WStVO, 
da er durch seine fortgesetzte  Handlungsweise die 
D urchführung der W irtschaftsplanung gefährdet hat, 
und entgegen den fü r ihn verbindlichen Anordnungen 
verschiedener D ienststellen der W irtschaftsverw altung 
die H erstellung von Erzeugnissen, die Bearbeitung und 
V erarbeitung von Rohstoffen zum  Teil unterließ, zum 
Teil feh lerhaft vornahm . Durch seine Handlungsweise 
verletzte er die Prinzipien einer sozialistischen W irt
schaftsführung und ha t dam it verschuldet, daß der Be
trieb im Ja h re  1953 einen V erlust von rund 100 000,— 
DM und eine Ü b ersch re itu n g  der A kkum ulation um
über 300 000,—  DM aufwies. ..........
Der A ngeklagte G. h a t bei seinem gesam ten V erhalten 
bedingt vorsätzlich gehandelt, er w ar genau im Bilde, 
wohin es führen müsse, wenn in seinem bisherigen 
V erhalten keine Ä nderung ein tritt, und wenn der Be
trieb  in der bisherigen Weise w eitergeführt wird. E r 
h a t diesen E rfolg  oder besser gesag t M ißerfolg voraus
sehen müssen, und trotzdem  nichts getan, um  ihn ab
zuwenden, er h a t also m it seinem E in tr itt  gerechnet 
und dam it bedingt vorsätzlich gehandelt. E r  w ußte, daß 
er durch seine U nterlassungen, durch seine mangelnde 
Kontrolle und durch seine schlechte A rbeitsorganisation 
den P lan  verletzt, und h a t tro tzdem  nichts unternom 
men, um  den Zustand zu beseitigen. E r m ußte auch 
dam it rechnen, daß er fü r diese Handlungsweise zur 
V erantw ortung gezogen werden wird, und h a t daher 
auch in dieser Richtung, wenn schon nicht den M iß
erfolg d irek t gewollt, so aber doch vorausgesehen und 
weil er dagegen nichts unternom m en hat, dam it auch 
gebilligt. D arin h a t das Gericht den bedingten V orsatz 
des A ngeklagten G. festgestellt. Durch dieses V erhalten 
ist der P lan  des VEB (K) Leder in R. in wesentlichen 
P unkten  n icht erfüllt worden, und der Betrieb h a t s ta tt  
den geplanten Gewinn einen erheblichen V erlust ge
bracht. G. h ä tte  schon A nfang 1954, als ihm der rapide 
R ückgang des Rendem ents bekannt wurde, ernstliche 
Schritte unternehm en müssen, um  die U rsachen aufzu
decken und die Mängel abzustellen.

Der A ngeklagte h a t also, wie bereits oben näher d a r
gelegt, m it bedingtem  V orsatz das Verbrechen nach 
§ 1 Abs. I  Ziff. 1 WStVO begangen, und m ußte also in 
dieser R ichtung veru rteilt werden.
E r h a t aber auch w eiter das Vergehen nach § 7 WStVO 
begangen, denn er ha t vorsätzlich unrichtige und irre 
führende Angaben über V erhältnisse und V orgänge ge
m acht, die fü r die W irtschaft bedeutsam  sind und d a
durch m ittelbar oder unm ittelbar die Entschließungen 
der W irtschaftsverw altung beeinflußt................
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